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Abstract:  
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1.   Einführung  
 
Parallel zu der umfassenden Marktöffnung in verschiedenen Netzsektoren, wie 
dem Telekommunikations-, Elektrizitäts- und Bahnsektor, wird auf europäischer 
Ebene der Erhalt der sog. ‚Dienstleistungen von allgemeinem Interesse‘ disku-
tiert und geregelt (Europäische Kommission 2003, 2004). Hierbei wird darauf 
verwiesen, dass dies schon immer einen wichtigen Raum in der Regulierung ein-
nahm und auch heute einnehmen soll: 

„(…) some services of general interest are not fully satisfied by mar-
kets alone (…). Therefore, it has always been the core responsibility 
of public authorities to ensure that such basic collective and qualita-
tive needs are satisfied and that services of general interest are pre-
served wherever market forces cannot achieve this. To date, the cru-
cial importance of this responsibility has not changed.“ (Europäische 
Kommission 2003, S. 3f)  

 
Als ein prominentes Beispiel für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
wird der ‚Universaldienst‘ genannt (Europäische Kommission 2004, S. 9). Der 
Universaldienst im Telekommunikationssektor wird im Folgenden als ein Bei-
spiel für eine Dienstleistung von allgemeinem Interesse ausgewählt, um deren 
Ausgestaltung auf einem liberalisierten Markt zu beurteilen. Grundlage hierfür 
ist ein Blick in die Geschichte, um darauf aufbauend zu zeigen, welchen neuen 
Herausforderungen, Chancen und Risiken eine Universaldienstregulierung heute 
gegenübersteht. Die Darstellung trifft grundsätzlich für die USA und verschie-
dene europäische Staaten zu. An einigen Stellen wird dies beispielhaft anhand 
von Deutschland und der Europäischen Union illustriert. 
 
Hierfür wird im Folgenden zunächst die Konzeption des Regulierungsprozesses, 
die als Grundlage für die weiteren Ausführungen dient, dargestellt und in den 
Kontext der relevanten Literatur eingeordnet (Abschnitt 2). Daraufhin werden 
die Universaldienstregulierung und ihre Einbettung und Umsetzung im Regulie-
rungsprozess in der Phase des umfassend vor Wettbewerb geschützten Mono-
pols analysiert (Abschnitt 3) und die erstaunliche Stabilität dieser Ausprägung 
des Regulierungsprozesses sowie die Rolle des Universaldienstes dabei anhand 
der Phase der partiellen Marktöffnung (Abschnitt 4). Darauf aufbauend wird die 
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Universaldienstregulierung im umfassend geöffneten Markt in ihrer Verände-
rung dargestellt (Abschnitt 5), um diese dann zu bewerten (Abschnitt 6).  
 
 
2.  Die Konzeption des Regulierungsprozesses 
 
Um die Universaldienstregulierung und ihre Veränderung im Zuge der Markt-
öffnung zu analysieren, ist es notwendig, den gesamten Regulierungsprozess in 
den Blick zu nehmen. Um das tun zu können, benötigt man einen konzeptionel-
len Rahmen mithilfe dessen die Inhalte der Regulierung, die relevanten Akteure 
und die Spielräume und Beschränkungen der Akteure in den verschiedenen Pha-
sen der Marktöffnung charakterisiert werden können. 
 
Hierfür bietet sich zunächst das Konzept des Regulierungsvertrages von Gold-
berg (1976) und von Sidak und Spulber (1998) an. In beiden Verwendungen 
weist das Konzept jedoch Schwächen bzw. Lücken auf. Diese können mithilfe 
der Präzisierung der Grundpfeiler des Regulierungsprozesses von Knieps (2007) 
behoben werden. Im Folgenden werden daher zunächst die Konzeptionen von 
Goldberg und von Sidak, Spulber vorgestellt und kritisch mit Blick auf den 
Zweck des vorliegenden Artikels evaluiert. Daraufhin wird dargestellt, inwiefern 
die Konzeption von Knieps die verbleibenden Lücken füllen kann.  
 
Das Konzept des Regulierungsvertrages wurde von Goldberg als Beitrag zur 
Debatte um die Theorie der Regulierung in den 1960er und 1970er Jahren ent-
wickelt. Auslöser dieser Debatte waren Beiträge von George Stigler (1971) und 
Richard Posner (1974), die in ihrer ‚Economic Theory of Regulation‘ die Nach-
frage von Unternehmen nach für sie vorteilhafter Regulierung als den Grund für 
die Regulierung ihrer Zeit, die gesetzliche Marktzutrittsschranken beinhaltete, 
darstellten. Sie wandten sich damit gegen die zeitgenössisch vorherrschende 
‚Public Interest‘ Theorie, die diese Regulierung als die wohlfahrtsmaximierende 
Lösung des Problems natürlicher Monopole und der Sicherung gesellschaftlich 
erwünschter Preise und Investitionen sah.1 Als Reaktion auf diese Kritik an der 

                                                 
1  Zur Sicht der Public Interest Theorie vgl. beispielsweise Faulhaber 2003, S. 74ff. Die 

Debatte der Economic Theory of Regulation gegen die Public Interest Theorie wird 
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Public Interest Theorie betonte hingegen wiederum Goldberg (1976) aufbauend 
auf der Transaktionskostentheorie die Vorteile dieser Regulierung aus der Sicht 
der Verwaltung einer langfristigen Geschäftsbeziehung bei Vorliegen von trans-
aktionsspezifischen Investitionen.2 
 
Zur Beurteilung, welcher institutionelle Rahmen für welche Art von Transaktion 
effizient ist, richtet die Transaktionskostentheorie den Fokus auf das Vorliegen 
transaktionsspezifischer Investitionen. Ein hoher Grad an effizienter transakti-
onsspezifischer Investition, also das Vorliegen einer idiosynkratischen Transak-
tion, bindet beide Seiten nach Vertragsabschluss aneinander. Um Anreize zur 
Investition in diesem Fall zu setzen, bedarf es daher der Sicherung einer lang-
fristigen Beziehung. Da der Vertrag für diese Beziehung aber immer unvollstän-
dig ist, muss eine Lösung gegen eine opportunistische Ausnutzung dieser Un-
vollständigkeit gefunden werden. Diese kann in langfristigen neoklassischen 
Verträgen bestehen, bei denen eine dritte Instanz zur Schlichtung in Konfliktfäl-
len eingesetzt wird.3 Oder sie besteht in langfristigen ‚relationalen‘ Verträgen, 
also idiosynkratischen Verträgen, bei denen Regeln für die ständige Verhand-
lung zwischen den beiden Vertragsparteien festgesetzt werden (Williamson 
1979, S. 236ff; vgl. Crocker, Masten 1996, S. 6ff).  
 
Vor diesem Hintergrund betonte Goldberg die Umstände in den traditionell re-
gulierten, als natürliche Monopole angesehenen Industrien, die einen idiosynkra-
tischen Vertrag effizient machten (Goldberg 1976, S. 427ff; vgl. auch William-
                                                                                                                                                         

beispielsweise bei Priest 1993 dargestellt. Ein Überblick über die verschiedenen 
Theorien der Regulierung findet sich beispielsweise bei Owen, Braeutigam 1978,  
S. 9ff; Viscusi et al. 1995, S. 322ff. 

2  Goldberg betonte jedoch selbst, dass dieser Ansatz nicht als Plädoyer für Regulie-
rung zu verstehen sei, sondern nur als Kritik an der Kritik der Regulierung (Goldberg 
1976, S. 444). Diese Theorie erhebt daher nicht den Stellenwert einer umfassenden 
alternativen Theorie der Regulierung. Vgl. hierzu auch Priest, der zeigt, inwiefern 
durch diese Sicht auf Regulierung die Erklärung der Regulierung bereichert werden 
kann (Priest 1993, S. 294). Eine Kritik an Priest findet sich bei Miller 1993. Gold-
bergs Theorie der Regulierung wird mit anderen Theorien der Regulierung vergli-
chen bei Owen, Braeutigam 1978, S. 16f.  

3  Neoklassische Verträge unterscheiden sich hierbei von den klassischen Verträgen, in 
denen versucht wird, zwischen den zwei Vertragsparteien einmalig alle möglichen 
zukünftigen Fälle zu regeln (Williamson 1979, S. 236f). 
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son 1979, S. 258).4 Denn die Leistungsbereitstellung in diesen Industrien sei 
verbunden mit dem Einsatz hoher spezifischer Kosten, daher müsse also ein 
Werkzeug gegen opportunistisches Verhalten gefunden werden. Hierfür seien 
idiosynkratische Verträge effizient, und die in diesen Industrien vorherrschende 
Regulierung könne als Ausdruck eines solchen idiosynkratischen Vertrages ver-
standen werden (vgl. Crocker, Masten 1996, S. 10ff). Dieser Vertrag sei außer-
dem kollektiv, da die Seite der Konsumenten durch einen Agenten, die Regulie-
rungsbehörde, repräsentiert sei (Goldberg 1976, S. 428f).5 Aus dieser Sicht be-
schrieb und interpretierte er die zu seiner Zeit bestehende Regulierung, die von 
gesetzlichen Marktzutrittsschranken geprägt war. Beispielsweise interpretierte er 
die in der Phase des umfassend vor Marktzutritt geschützten Monopols gängige 
Rate-of-return Regulierung zur periodischen Festsetzung der Preise durch eine 
Regulierungskommission als Element eines idiosynkratischen Vertrages (Gold-
berg 1976, S. 432ff). 
 
Für den Zweck des vorliegenden Artikels ist das Goldbergsche Konzept von 
Bedeutung, da er zum ersten Mal die Regulierung aus Vertragssicht interpretier-
te und aus dieser Sicht die Regulierung des umfassend vor Marktzutritt ge-
schützten Monopols beschrieb. Außerdem lenkte er den Blick auf Bestandteile 
der Regulierung, die idiosynkratischen Vertragselementen ähnlich sind, die also 
nur in Grundzügen explizit gesetzlich geregelt sind, aber im Detail einer periodi-
schen Aushandlung zwischen Regulierungsbehörde und Unternehmen unterlie-
gen. Wie im Folgenden zu sehen sein wird, ist dieses Verständnis für die Identi-

                                                 
4  Er richtete sich damit gegen den Demsetzschen Ansatz des ‚Wettbewerbs um den 

Markt‘ als effizientere Alternative zu der zu dieser Zeit gängigen Regulierung natür-
licher Monopole. Dieses Modell des Ausschreibungswettbewerbs mit anschließender 
Vergabe einer Konzession stellt einen neoklassischen Vertrag dar (Goldberg 1976,  
S. 431; vgl. Crocker, Masten 1996, S. 10ff). Für eine Darstellung des Beitrags von 
Goldberg und weiteren Vertretern der Transaktionskostentheorie für die Analyse in-
stitutioneller Arrangements s. Crocker, Masten 1996. 

5  Eine Kritik dieser Interpretation der Regulierungsbehörde als ‚Repräsentantin‘ der 
Konsumenten aus Sicht der ökonomischen Theorie der Regulierung findet sich bspw. 
bei Owen, Braeutigam 1978, S. 16f. Dies Sicht auf die Regulierungsbehörde als  
Agentin, die ein „faithful representative of his principals’ interests“ (Goldberg 1976, 
S. 430) sei, wird aber auch von Goldberg selbst als unrealistische Annahme klassifi-
ziert (Goldberg 1976, S. 430). 
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fikation und Interpretation der Universaldienstregulierung in der Phase des um-
fassend geschützten Monopols sehr wichtig.  
 
Für die vorliegende Arbeit kritisch zu sehen ist allerdings seine Ungenauigkeit 
bezüglich der Akteure des ‚Regulierungsvertrages‘, da er auf die Rolle des Ge-
setzgebers nicht näher eingeht (vgl. Goldberg 1976, S. 429).6 Außerdem ist der 
Kontext, in den er sein Konzept stellte, ein anderer, als er im vorliegenden Arti-
kel beabsichtigt ist. Denn hier soll nicht die Frage nach dem Grund für Regulie-
rung, wie sie vor der Marktöffnung vorlag, geklärt werden, sondern die Regulie-
rung soll in ihrer Ausgestaltung analysiert werden. Abgesehen davon verbleiben 
innerhalb seiner Analyse einige Ungereimtheiten, wie z.B. die Frage, inwiefern 
die nötigen Investitionen in den genannten Industrien genau transaktionsspezi-
fisch sind (vgl. Goldberg 1976, S. 432ff)7 oder die Frage, warum in diesem Fall 
gerade ein idiosynkratischer Vertrag, und nicht ein neoklassischer, die effiziente 
Lösung darstellt.8  
 
Die Sicht auf die Regulierung als Vertrag wurde in der Folge von Sidak, Spulber 
(1998) aufgegriffen. Sie beschreiben den Regulierungsvertrag in der Phase mit 
gesetzlichen Marktzutrittsschranken in seinen verschiedenen Bestandteilen und 
die Veränderungen im Zuge der Marktöffnung. Darauf aufbauend leiten Sidak 
und Spulber einen Vertragsbruch von Seiten des Gesetzgebers gegenüber dem 
Monopolunternehmen im Zuge der Marktöffnung her, da im geöffneten Markt 
das vormalige Monopolunternehmen die Investitionen, die es vorher aufgrund 

                                                 
6  Nachdem er für den Kontext des (sozialen) Regulierungsvertrages die Regulierungs-

behörde als Agentin der Konsumenten darstellt, weist er zwar gleichzeitig darauf hin, 
dass private Verträge determiniert werden von Regeln, die der Gesetzgeber als Agent 
seiner Wählerschaft setzt. Er geht aber nicht auf die Verbindung zwischen Gesetzge-
ber und Regulierungsbehörde ein (s. Goldberg 1976, S. 428ff). 

7  So beschreibt er die Investitionen als „long-lived, specialized capital equipment“ 
(Goldberg 1976, S. 432), aber unterscheidet nicht zwischen irreversiblen und  
reversiblen fixen Kosten. Außerdem macht er auch bezüglich der Konsumenten 
transaktionsspezifische Investitionen aus, ohne diese jedoch zu präzisieren (Goldberg 
1976, S. 433). 

8  Die Frage, wann neoklassische Verträge und wann idiosynkratische Verträge effi-
zienter sind, wurde im Kontext der Theorie der Grenzen der Firma weiter analysiert 
und präzisiert (s. Klein, Crawford, Alchian 1978; Kleindorfer, Knieps 1982).  
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von Verpflichtungen durch den Regulierer tätigte und durch den Schutz der ge-
setzlichen Marktzutrittsschranken refinanzierte, nicht mehr refinanzieren könne 
(Sidak, Spulber 1998, S. 101ff; vgl. auch Rossi 1998a, S. 299f). 
 
Für den vorliegenden Artikel ist der Beitrag von Sidak und Spulber insbesonde-
re wichtig wegen der Darstellung der verschiedenen Bestandteile des Regulie-
rungsvertrages in der Phase des umfassend geschützten Marktes und der Verän-
derung durch die Marktöffnung. Indem sie die Vertragssicht einnehmen, treten 
Aspekte von ‚Geben‘ und ‚Nehmen‘ zwischen den verschiedenen Akteuren be-
sonders deutlich hervor. Diese sind für die vorliegende Thematik insbesondere 
für die Charakterisierung der Regulierung in der Phase des umfassend geschütz-
ten Monopols, der Universaldienstregulierung darin und der unausweichlichen 
Veränderungen der Universaldienstregulierung im Zuge der Marktöffnung rele-
vant.  
 
Kritisch zu sehen ist allerdings auch bei Sidak und Spulber, dass sie bezüglich 
der Akteure des ‚Regulierungsvertrages‘ nicht ausreichend differenzieren. Denn 
sie problematisieren nicht das Verhältnis zwischen Gesetzgeber und Regulie-
rungsbehörde, sondern betrachteten diese eher als Einheit gegenüber der anderen 
Vertragspartei, den Unternehmen (vgl. Sidak, Spulber 1998, S. 101).9  
 
Als Antwort auf die Schwächen und Lücken des Konzeptes des Regulierungs-
vertrages, wie sie in den Verwendungen von Goldberg und von Sidak und Spul-
ber identifiziert wurden, kann die Präzisierung der Grundpfeiler des Regulie-
rungsprozesses von Knieps (2007) genutzt werden. Knieps differenziert die Ak-
teure des Regulierungsprozesses, insbesondere indem er zwischen Gesetzgeber 

                                                 
9  Im Gegensatz zu Goldberg sind sie aber etwas expliziter in ihrer Einbeziehung so-

wohl der Regulierungsbehörde als auch des Gesetzgebers als Akteure des Regulie-
rungsvertrages. Zwar beziehen sie sich in ihren Ausführungen auf die Regulierungs-
behörde als Vertragspartnerin der Unternehmen. Sie sagen aber auch, der Regulie-
rungsvertrag bestehe zwischen dem Staat und den beteiligten Unternehmen (Sidak 
und Spulber 1998, S. 101). Außerdem weisen sie darauf hin, dass die Bestandteile 
des Regulierungsvertrages durch Entscheidungen der Regulierungsbehörde, wie auch 
durch Gesetzgebung und richterliche Entscheidungen gesetzt werden (Sidak und 
Spulber 1998, S. 113). 
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und Regulierungsbehörde differenziert.10 Aus dieser Differenzierung der Akteu-
re folgt eine Differenzierung verschiedener Dimensionen des ‚Regulierungsver-
trages‘: Einerseits setzt der Gesetzgeber in Regulierungsgesetzen11 einen gesetz-
lichen Regulierungsrahmen, der Spielräume und Beschränkungen der Branche 
festlegt. Gleichzeitig vergibt der Gesetzgeber in den Regulierungsgesetzen ein 
Regulierungsmandat an die Regulierungsbehörde, das Spielräume und Be-
schränkungen der Regulierungsbehörde gegenüber der Branche festlegt.12 Diese 
Beschränkung kann stärker oder schwächer sein, der diskretionäre Handlungs-
spielraum der Regulierungsbehörde variiert demnach je nach Ausgestaltung des 
gesetzlichen Regulierungsmandates.13 Das Regulierungsmandat determiniert 
wiederum die tatsächliche Regulierungsumsetzung, also die Anwendung ver-
schiedener Regulierungsinstrumente der Regulierungsbehörde gegenüber der 
Branche. Die Regulierungsumsetzung findet in dem Bereich der technischen 
Regulierung, der Marktmachtregulierung und der Universaldienstregulierung 
statt. Die Regulierungsumsetzung wird determiniert vom gesetzlichen Regulie-
rungsrahmen und vom gesetzlichen Regulierungsmandat. So ist z.B. je nach 
Ausgestaltung des Regulierungsmandates die Regulierungsbehörde bei der Re-
gulierungsumsetzung mehr oder weniger in ihrem Spielraum begrenzt (Knieps 
2007, S. 182ff). Diese Relationen werden in der nachfolgenden Abbildung ver-
anschaulicht. 
 
 

                                                 
10  Zudem lenkt er den Blick nicht nur auf die Unternehmen, sondern auf die gesamte 

Branche, die auch die Konsumenten umfasst (Knieps 2007, S. 182ff). 
11  Regulierungsgesetze sind Ergebnis des politischen Prozesses und können in Geset-

zen und Verordnungen festgelegt sein (vgl. Knieps 2007, S. 182ff).  
12  Vgl. hierzu auch Spulber, Besanko 1992. 
13  Knieps entwickelt das Konzept des Regulierungsmandats zunächst insbesondere als 

Beitrag zu der Diskussion über das Opportunismus-Problem der Regulierungsbehör-
de in der Marktmachtregulierung, also der Frage, ob sich diese gegenüber den Unter-
nehmen glaubhaft binden kann. Er verweist allerdings darauf, dass es auch für die 
Bereiche der technischen Regulierung und der Universaldienstregulierung Relevanz 
besitzt. 
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Gesetzgeber 
Gesetzlicher Regu-
lierungsrahmen 

Gesetzliches 
Regulierungs- 

Abb. 1 Das Regulierungsdreieck 
(Knieps 2007, S. 183) 

 
Im Vergleich zur Konzeption des Regulierungsvertrages von Goldberg und Si-
dak, Spulber wird so nun auch die Relation zwischen Gesetzgeber und Regulie-
rungsbehörde in den Blick genommen und durch das Konzept des Regulie-
rungsmandates konkretisiert. Außerdem kann nun unterschieden werden zwi-
schen den Regelungen, die der Gesetzgeber gegenüber der Branche setzt, und 
der Regulierung der Branche durch die Regulierungsbehörde. Beide Aspekte 
waren vorher im Konzept des Regulierungsvertrages zusammengefasst.  
 
Für den vorliegenden Artikel hilft die anhand des Regulierungsdreiecks explizite 
Differenzierung der Beziehungen zwischen Gesetzgeber und Regulierungsbe-
hörde, zwischen Gesetzgeber und Branche sowie zwischen Regulierungsbehörde 
und Branche zur Präzisierung des Regulierungsprozesses. Alle drei Relationen 
lassen sich als Verträge interpretieren mit unterschiedlichen Adressaten und un-
terschiedlichen Rechten und Pflichten der Adressaten. Das Konzept des Regulie-
rungsvertrages von Goldberg und Sidak, Spulber kann nun in die verschiedenen 
Komponenten des Regulierungsprozesses – den gesetzlichen Regulierungsrah-
men, das gesetzliche Regulierungsmandat und die Regulierungsumsetzung – 
verallgemeinert werden. So kann erstens der Spielraum, den der Rahmen für die 
konkrete Umsetzung lässt, in den Blick genommen werden. Bezüglich des Rah-
mens und bezüglich der Umsetzung ist weiterhin die Vertragssicht lohnend, die 

mandat 

Regulierungsumsetzung  

Branche  

Regulierungsbehörde 
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die Verbindung verschiedener Bestandteile miteinander und Aspekte von ‚Ge-
ben‘ und ‚Nehmen‘ in den Blick nimmt.14 Dies bedeutet nicht, dass es sich um 
einen juristisch einklagbaren Vertrag handeln muss.15 Zweitens kann nun, als 
Verbindungsglied zwischen gesetzlichem Regulierungsrahmen und Regulie-
rungsumsetzung der Spielraum des Regulierers betrachtet werden. Für den vor-
liegenden Artikel von besonderer Bedeutung ist, dass nun gezeigt werden kann, 
wie die Enge bzw. Weite des gesetzlichen Regulierungsrahmen direkt mit der 
Enge bzw. Weite des Regulierungsmandates korrespondiert und folglich auch 
mit der Ausgestaltung der Regulierungsumsetzung. Das Regulierungsmandat 
lässt sich ebenfalls als Vertrag im Sinne einer Prinzipal-Agent-Beziehung inter-
pretieren. So können die Komponenten des Regulierungsprozesses in jeder be-
trachteten Phase und die Veränderungen im Regulierungsprozess durch die 
Marktöffnung systematisch dargestellt werden. Dabei ist insbesondere der As-
pekt des Regulierungsmandates wichtig für die politischen Handlungsempfeh-
lungen bezüglich der Ausgestaltung der Universaldienstregulierung heute. Im 
Folgenden werden der Regulierungsprozess und die Ausgestaltung der Univer-
saldienstregulierung darin in den drei Phasen der Marktöffnung analysiert. 
 
Der Regulierungsprozess besteht also innerhalb einer gegebenen Phase aus drei 
Komponenten: dem gesetzlichen Regulierungsrahmen, dem gesetzlichen Regu-
lierungsmandat und der Regulierungsumsetzung. Jede Komponenten kann als 
vertragliche Relation aufgefasst werden. Die Komponenten müssen in jeder 
Phase aufeinander abgestimmt sein, im Vergleich zwischen verschiedenen Pha-
sen des Regulierungsprozesses sind aber einige oder alle jeweils unterschiedlich 
ausgeprägt. So wird zu sehen sein, dass sich im Vergleich zwischen der Phase 
des umfassend geschützten Monopols und der Phase der partiellen Marktöff-
nung die Regulierungsumsetzung änderte, nicht aber der gesetzliche Regulie-
rungsrahmen oder das gesetzliche Regulierungsmandat. Im Vergleich zwischen 
                                                 

14  Die Interpretation der Regulierungsumsetzung als Regulierungsvertrag findet sich 
bspw. bei Newbery 2000. 

15  So soll durch die vertragliche Sicht auf den gesetzlichen Regulierungsrahmen nicht 
impliziert werden, dass Regulierungsgesetze horizontale Vereinbarungen darstellen. 
Vielmehr wird diese Sicht verwendet, da sie hilft, den Blick auf die verschiedenen 
Bestandteile der Regulierung und ihre Verbindung untereinander zu richten und ein 
System von ‚Geben‘ und ‚Nehmen‘ zu identifizieren. 
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der Phase der partiellen Marktöffnung und der umfassenden Marktöffnung  
änderte sich zunächst der gesetzliche Regulierungsrahmen, dies zieht aber not-
wendigerweise eine Veränderungen der anderen beiden Komponenten, dem  
gesetzlichen Regulierungsmandat und der Regulierungsumsetzung, nach sich. 
Für diese Veränderung sollen Empfehlungen ausgesprochen werden. 
 
 
3.  Der Regulierungsprozess und die Universaldienstregulierung bei  
  gesetzlichen Marktzutrittsschranken im Telekommunikationssektor 
 
Die Regulierungsumsetzung in der ersten betrachteten Phase des Regulierungs-
prozesses lässt sich länderübergreifend wie folgt beschreiben (vgl. Knieps 1985, 
S. 54ff; Sidak, Spulber 1998, S. 113): 

(1) gesetzliche Marktzutrittsschranken 

(2) Preis- und Rentabilitätsregulierung 

(3) Universaldienstregulierung 

Dies wird im Folgenden zunächst länderübergreifend näher dargestellt und im 
zweiten Teil dieses Kapitels anhand des Beispiels von Deutschland illustriert.  
 
Durch die gesetzlichen Markzutrittsschranken wurde der Markteintritt kontrol-
liert. Dadurch wurde Unternehmen, die neu in den Markt eintreten wollten, die 
Möglichkeit dazu vorenthalten. Die Konsumentengruppen hatten dadurch keine 
Wahlmöglichkeit zwischen verschiedenen Unternehmen. Das im Markt befind-
liche Versorgungsunternehmen erhielt durch die Marktzutrittsschranken das 
„right to serve“ (Goldberg 1976, S. 432) und seine Ertragsmöglichkeit wurde 
vom Wettbewerbsdruck ausgenommen. Gleichzeitig wurden die Rentabilität des 
vor Wettbewerb geschützten Unternehmens und die Preise reguliert. Die Regu-
lierung der Preise betraf sowohl das Preisniveau als auch die Preisstruktur. Eine 
wichtige Folge der so regulierten Preisstruktur war die interne Subventionie-
rung.16 Die Preisregulierung hatte somit unterschiedliche Auswirkungen auf un-

                                                 
16  Dies soll allerdings nicht implizieren, dass jegliche interne Subventionierung in  

dieser Phase nur Folge eines regulatorischen Eingriffs gewesen sein kann. Zudem ist 
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terschiedliche Konsumentengruppen. Sie wurde von der zuständigen Regulie-
rungsbehörde fortdauernd ausgeführt (vgl. Posner 1971; Sidak, Spulber 1998,  
S. 114ff). 
 
An das alleinige Recht zur Versorgung geknüpft waren Auflagen zur Sicherung 
des Universaldienstes. Diese Auflagen, die zumeist gesetzlich nicht genau fest-
gelegt waren, setzten die Pflicht, alle Konsumenten an das bestehende Netz an-
zuschließen, dabei die politisch erwünschten Tarife einzuhalten, außerdem das 
bestehende Netz auszudehnen und verschiedene Auflagen zu erfüllen bezüglich 
der Qualität des Dienstes, wie die Vorhaltung von Netzkapazität und die Sicher-
stellung der Kontinuität, sowie bezüglich des engeren Verbraucherschutzes. Die 
Kosten, die durch die Umsetzung dieses „right to be served“ (Goldberg 1976,  
S. 439) entstanden, wurden bei der Regulierung der Rentabilität und der Tarife 
berücksichtigt (Sidak, Spulber 1998, S. 119ff).17  
 
So waren also die verschiedenen Bestandteile miteinander verknüpft. Aus der 
Sicht der Universaldienstregulierung wurde die Finanzierung der Universal-
dienstauflagen (3) sichergestellt durch die Preis- und Rentabilitätsregulierung 
(2), welche wiederum ermöglicht wurde durch die Enthebung des Monopolun-
ternehmens von Wettbewerbsdruck (1). Diese Ausgestaltung war allerdings nur 
möglich, da eine gesetzliche Marktzutrittsschranke, also die Möglichkeit, das im 
Sektor operierende Unternehmen vor Marktzutritt zu schützen, Teil des gesetzli-
chen Regulierungsrahmens war, bzw. zumindest in diesem nicht ausgeschlossen 
war. Der Universaldienst war im gesetzlichen Regulierungsrahmen idiosynkra-
tisch geregelt. Sein Umfang war nicht explizit z.B. in Gesetzen oder Verordnun-
gen festgelegt, sondern wurde im Prozess der Preis- und Rentabilitätsregulierung 

                                                                                                                                                         
das tatsächliche Ausmaß der internen Subventionierung in dieser Phase unklar, weil 
die hierfür erforderlichen Kosteninformationen nicht ausreichend vorlagen (vgl. 
Blankart, Knieps 1989b). 

17  Diese Auflagen werden hier als Universaldienstauflagen bezeichnet, auch wenn der 
Begriff des Universaldienstes neuer ist. Von manchen Autoren wird er mit der ord-
nungspolitischen Welt des umfassend geöffneten Marktes verknüpft (Rapp 1996,  
S. 396; Mestmäcker 1998, S. 646f FN 45). Im vorliegenden Artikel wird der Begriff 
der Universaldienstauflage allerdings durch alle Phasen der Marktöffnung hindurch 
verwendet, um die inhaltliche Kontinuität deutlich werden zu lassen. 
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von der Regulierungsbehörde festgelegt und über die interne Subventionierung 
refinanziert.  
 
Insgesamt kann man in dieser Phase des Regulierungsprozesses also von weiten 
Regulierungsgesetzen sprechen. Der gesetzliche Regulierungsrahmen war weit, 
denn er ließ die Möglichkeit gesetzlicher Marktzutrittsschranken zu und beinhal-
tete wegen der idiosynkratischen Regelung nur vage Vorgaben bezüglich des 
Universaldienstes. Gleichzeitig war das Regulierungsmandat weit, denn es bein-
haltete die Möglichkeit, Marktzutrittsschranken zu setzen und ließ bezüglich des 
Universaldienstes durch die idiosynkratische Regelung viel Gestaltungsspiel-
raum bei der Regulierungsbehörde.  
 
Kritisch ist bzgl. der Ausgestaltung des Universaldienstes in dieser Phase zu se-
hen, dass der Mechanismus keine Disziplinierung bezüglich der Höhe der Uni-
versaldienstkosten beinhaltete, dass es hierbei keine Lösung für das Informati-
onsproblem der regulierenden Instanz gab und dass dem Regulierer großer Frei-
raum zukam, der für oder gegen das Unternehmen missbraucht werden konnte.  
 
Aus der Sicht auf die Universaldienstregulierung vor dem Hintergrund des ge-
samten Regulierungsprozesses kann man auch erklären, warum bezüglich des 
Universaldienstes in der Phase des umfassend geschützten Telekommunikati-
onssektors in Deutschland und in den USA wenige Bestimmungen zu finden 
sind, die explizit gesetzlich festgelegt sind. Insbesondere für die USA kommen 
deswegen einige Autoren zu dem Schluss, da sich kaum explizite gesetzliche 
Bestimmungen finden lassen, die sich ausdrücklich auf den Universaldienst be-
ziehen, sei der Universaldienst in dieser Phase kein Thema der Regulierung ge-
wesen.18 Andererseits wird aber an vielen Stellen auf die tiefe Verwurzelung des 
Universaldienstziels in der Regulierung hingewiesen.19 Der vermeintliche Wi-

                                                 
18  S. beispielsweise Mueller 1997, der in seiner Monographie zum Universaldienst in 

der Geschichte des Telekommunikationssektors in den USA den Universaldienst als 
strategische Erfindung der Interessengruppen Mitte der 1970er Jahre ausmacht, die 
durch die Diskussion um Marktöffnung in ihren Interessen bedroht wurden. 

19  S. beispielsweise Kahn 1993, S. 8/II in seiner umfassenden zweibändigen Monogra-
phie zur Regulierungsökonomie vorwiegend die USA betreffend; sowie Knieps 
1985, S. 76f, der die Regulierung in den USA und Deutschland vergleicht, um aus 



 13

derspruch der beiden Einschätzungen der Bedeutung des Universaldienstes in 
der Phase des umfassend vor Markzutritt geschützten Monopols kann zumindest 
teilweise dadurch aufgelöst werden, dass man, anstatt nach expliziten Univer-
saldienstauflagen zu suchen, den Blick zunächst auf den gesamten Regulie-
rungsprozess in dieser Phase richtet und für idiosynkratische Regelungen öffnet. 
Dann rückt die Regulierungsumsetzung neben dem gesetzlichen Regulierungs-
rahmen in den Blick und das dortige Aushandeln des Universaldienstes. Dies 
soll im Folgenden für Deutschland gezeigt werden. 
 
In Deutschland wurde nach dem zweiten Weltkrieg die Ausübung des gesetzli-
chen Fernmeldemonopols des Bundes an das öffentliche Unternehmen Deutsche 
Bundespost (DBP) unter der Leitung des Postministers übertragen. Die DBP 
umfasste die drei Unternehmensbereiche Post, Telekommunikation und Post-
bank. Gesetzliche Grundlage für die Bundesverwaltung des Post- und Fernmel-
dewesens war neben dem Fernmeldeanlagengesetz (FAG) vom 1.1.1928 das 
Gesetz über die Verwaltung der Deutschen Bundespost (PostVerwG) vom 24. 
Juli 1953 (vgl. bspw. Freund 2002, S. 8ff; Knieps 1985, S. 65ff).  
 
Bei der Organisationsform öffentlicher Unternehmen gibt es keine eindeutige 
Trennung zwischen den Akteuren des Regulierungsprozesses. So gab das FAG 
der DBP weitgehend das Recht, die Regulierungsfunktion selbst zu übernehmen. 
Die Problematik dieses Arrangements ist hinreichend dargestellt worden (vgl. 
bspw. Blankart 1983; Müller,Vogelsang 1979). Die in Abschnitt 2 dargestellte 
Unterteilung der verschiedenen Akteure des Regulierungsprozesses ist aber den-
noch auch für das Beispiel Deutschlands analytisch hilfreich, um den Regulie-
rungsprozess in verschiedenen Phasen der Marktöffnung vergleichen zu können 
und um ihn mit anderen Ländern vergleichen zu können, in denen es auch in der 
Phase des umfassend geschützten Monopols unabhängige Regulierungsbehörden 
gab, auch wenn dieser zweite Aspekt nicht Gegenstand des vorliegenden Arti-
kels ist. 

                                                                                                                                                         
politikökonomischer Sicht die Frage zu untersuchen, wieso die Marktöffnung im  
Telekommunikationssektor in den USA möglich war, in Deutschland zu dieser Zeit 
aber (noch) nicht. Bei seiner Analyse kommt dem Universaldienstziel eine wichtige 
Rolle zu. 
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Die DBP konnte also über das Ausmaß von Marktzutritt und die Erfüllung be-
stimmter Auflagen bezüglich ihrer Leistungserstellung selbst entscheiden. So 
konnte im Sinne der Marktzutrittsregulierung der Bundespostminister über 
Marktzutritt in das gesetzlich begründete Fernmeldemonopol entscheiden (§2 
FAG). Das Monopol bezog sich auf die Netzträgerschaft, auf die Nutzungsbe-
dingungen dieses öffentlichen Netzes und auf die Endgeräte.20 Tarifentschei-
dungen mussten zwar vom Postverwaltungsrat21 genehmigt werden, dies stellte 
aber keine strikte Preiskontrolle dar (vgl. Knieps 1985, S. 68). Das öffentliche 
Unternehmen unterlag keiner expliziten Rentabilitätsregulierung. Einen unbe-
schränkten Anreiz zur Gewinnmaximierung hatte es aber insofern nicht, als Ge-
winne nicht direkt der Leitung oder den Beschäftigten zugute kommen durften. 
Zudem oblag der DBP gemäß §4(2) der Fernmeldeordnung weitgehend der Be-
reich der technischen Regulierung (vgl. Knieps 1985, S. 68ff).22  
 
Bezüglich der Preise und ihrer sonstigen Leistungsgestaltung unterlag die DBP 
den sog. ‚gemeinwirtschaftlichen Auflagen‘, die als Universaldienstregulierung 
in dieser Phase verstanden werden können. Diese Auflagen waren nur teilweise 
explizit im FAG und dem Postverwaltungsgesetz gesetzlich festgelegt, zum an-
deren Teil oblagen sie der Auslegung durch die DBP. Um diese Auflagen zu 
beschreiben, wurden gewöhnlich drei Prinzipien angeführt: die Zulassungs- und 
Beförderungspflicht (Kontrahierungszwang), die Betriebspflicht und die Tarif-
pflicht (Tarifeinheit und Tarifpublizität).23 Im FAG gesetzlich festgelegt war ein 
beschränkter Kontrahierungszwang für den Anschluss einer Fernsprechanlage 
an das bestehende Ortsnetz: 
                                                 

20  Das Netzmonopolrecht wurde unterschiedlich restriktiv ausgenutzt (Knieps, Müller, 
v. Weizsäcker 1981, S. 64ff; Knieps, Müller, v. Weizsäcker 1982, S. 207f). 

21  Der Postverwaltungsrat wurde nach §5 PostVerwG vom Bundespostminister gebil-
det, und umfasste 24 Mitglieder: fünf Vertreter des Deutschen Bundestages, fünf 
Vertreter des Bundesrates, fünf Vertreter aus der Wirtschaft, sieben Vertreter des 
Personals der DBP und einen Sachverständigen (vgl. Knieps 1985, S. 68). 

22  Die DBP war im Gegensatz zu anderen öffentlichen Unternehmen aus dem Bundes-
haushalt herausgelöst und nach §15 des Postverwaltungsgesetzes zur Eigenwirt-
schaftlichkeit verpflichtet. Darüber hinaus musste sie außerdem 10% ihrer Be-
triebseinnahmen an den Bundeshaushalt abführen. 

23  Diese Prinzipien lassen sich auch in den anderen Sektoren in dieser Zeit finden (vgl. 
Neumann 1983, S. 393). 
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§8 FAG (beschränkter Zulassungszwang) 
„Sind an einem Ort Fernmeldeanlagen für den Ortsverkehr, sei es von 
der Deutschen Bundespost, sei es von der Gemeindeverwaltung oder 
von einem anderen Unternehmer, zur Benutzung gegen Entgelt errich-
tet, so kann jeder Eigentümer eines Grundstückes gegen Erfüllung der 
von jenen zu erlassenden und öffentlich bekanntzumachenden Bedin-
gungen den Anschluß an das Lokalnetz verlangen.“  

 
Anforderungen an die Verbreitung der Infrastruktur und an die Qualität des Zu-
gangs waren darin jedoch nicht enthalten, sondern unterlagen dem zweiten Prin-
zip, der sog. Betriebspflicht, die besagte, dass die DBP nicht nur nach Rentabili-
tätsgesichtspunkten aktiv werden dürfe. Die Betriebspflicht war nicht gesetzlich 
festgelegt, sondern wurde aus den der DBP im Postverwaltungsgesetz zugewie-
senen Auflagen abgeleitet.24 Die Betriebspflicht wurde so ausgelegt, dass bei der 
Frage der Flächendeckung und der Verbreitung neuer Technologien auch die 
Eigenwirtschaftlichkeit zu berücksichtigen sei.25 Wichtiges Prinzip für die Ta-
rifbildung war die Vorgabe der Tarifpflicht, die aus den Vorgaben der Tarifpub-
lizität und der Tarifeinheit bestand. Beide waren eng verbunden mit der Tatsa-
che, dass die DBP ihre Preise auf der Basis von Gebührenverordnungen setzte, 
die vom zuständigen Ministerium erlassen wurden.26 Die Tarifeinheit war nicht 
gesetzlich oder in Verordnungen festgelegt, sondern wurde aus der im Grundge-
setz vorgeschriebenen Norm der ‚Gleichheit aller vor dem Gesetz‘ abgeleitet, 
gegen das vom Ministerium erlassene Gebühren nicht verstoßen dürfen. Wie 
diese Gleichheit zu verstehen ist, blieb über das Verbot ‚willkürlicher Diskrimi-
nierung‘ hinaus von gesetzlicher Seite offen und die Interpretationen divergier-
ten stark. Die Praxis des öffentlichen Unternehmens war aber die Durchschnitts-
preisbildung im Raum (vgl. Wegmann 1964, S. 38ff; Neumann 1983, S. 394ff; 
Plagemann 1988, S. 11ff).  
 
Im Zusammenwirken der drei gemeinwirtschaftlichen Prinzipien zeigt sich die 
Idee eines Universaldienstes in dieser Phase des umfassend vor Wettbewerb ge-
                                                 

24  §§1,2 PostVerwG 
25  Flächendeckender Telefondienst wurde erst 1975 politisch als Ziel formuliert  

(Vogelsang 2003, S. 316). 
26 Vgl. §14 PostVerwG  
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schützten Sektors, auch wenn die Idee hier diesen Namen noch nicht trug. Ohne 
die Tarifpflicht wäre ein höherer Preis möglich gewesen, ohne die Betriebs-
pflicht wären nur verkehrsstarke Gebiete versorgt worden, wie auch ohne den 
Kontrahierungszwang jeder ‚unrentable Verkehr‘ hätte abgelehnt werden kön-
nen. Aus den drei gemeinwirtschaftlichen Prinzipien ein präzise formuliertes 
Universaldienstziel für die Phase des umfassend vor Wettbewerb geschützten 
Monopols abzuleiten ist allerdings nicht möglich, da die Prinzipien nur teilweise 
explizit in Gesetzen geregelt waren und im Prozess der Regulierung, durch das 
öffentliche Unternehmen selbst, festgelegt wurden. Finanziert wurde der Uni-
versaldienst durch interne Subventionierung, die wegen der gesetzlichen Markt-
zutrittsschranken möglich war.  
 
Als Fazit lässt sich festhalten, dass sich am deutschen Beispiel die vorher allge-
mein dargestellten Inhalte der Regulierung sowie deren Umsetzung als ‚Bündel-
lösung‘ im umfassend geschützten Monopol zeigen lassen. Der gesetzliche Re-
gulierungsrahmen war weit, denn er ließ die Möglichkeit staatlicher Marktzu-
trittsschranken zu und machte nur vage Vorgaben bezüglich des Universaldiens-
tes. Das Regulierungsmandat war weit, denn es beinhaltete die Möglichkeit, 
Marktzutrittsschranken zu setzen oder zu lockern und es ließ bezüglich des Uni-
versaldienstes viel Gestaltungsspielraum bei der regulierenden Instanz. Hinzu 
kommt für das deutsche Beispiel, dass die Regulierungsfunktion beim öffentli-
chen Unternehmen selbst lag.27  
 
 

                                                 
27  Der Regulierungsprozess in den USA war ähnlich, nur waren die regulierten Unter-

nehmen hier in privater Hand und es gab eine unabhängige Regulierungsbehörde, die 
Federal Communications Commission (FCC). Aber auch hier waren die verschiede-
nen Bestandteile der Regulierungsumsetzung miteinander verbunden geregelt. Auch 
hier war das Regulierungsmandat weit, wie sich in den 1980er Jahren zeigte, als die 
FCC ohne Änderung der Regulierungsgesetze, des Communications Act von 1934, 
die Marktöffnung im zwischenstaatlichen Telekommunikationsverkehr durchführen 
konnte (vgl. Knieps 1985, S. 107). Außerdem hatte die FCC ebenfalls großen Gestal-
tungsspielraum bezüglich des Universaldienstes, der in der Form der ‚Common  
Carrier Rules‘ nur teilweise explizit im Gesetz festgelegt war (vgl. Cox, Byrnes 
1998, S. 31ff; Knieps 1985; S. 51ff; Rossi 1998b, S. 1252ff). So war auch der gesetz-
liche Regulierungsrahmen weit, da er die Möglichkeit staatlicher Marktzutritts-
schranken zuließ und nur vage Vorgaben bezüglich des Universaldienstes machte. 
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4.  Die Phase der partiellen Marktöffnung 
 
Die folgende Phase der partiellen Marktöffnung zeigt die bemerkenswerte Stabi-
lität dieser alten Regulierungsumsetzung. Dem Universaldienstziel kommt hier-
bei eine wichtige Rolle zu, gleichzeitig zeigt sich auch die Instrumentalisierbar-
keit des Universaldienstziels im alten Regulierungsprozess für Monopolinteres-
sen. 
 
In der Mitte des 20. Jahrhunderts nahm der technologische Fortschritt im Be-
reich der Endgeräte und des Fernverkehrs deutlich zu. Durch Entwicklungen auf 
den Gebieten der Halbleitertechnologie, der Kodierungstheorie und der Übertra-
gungstechnologie wurden neue Funktionen zur Datenverarbeitung im Bereich 
der Endgeräte entwickelt, sowie die Möglichkeit der Digitalisierung der Ver-
mittlung und Übertragung im Bereich der Fernnetze und neue Übertragungs-
technologien wie Mikrowellentechnologie, Glasfaserkabel und Übertragung  
über Satelliten im Bereich des Fernnetzes (vgl. Knieps 1985, S. 8ff). So wurde 
es für bestimmte Konsumentengruppen, insbesondere Geschäftskunden, immer 
interessanter, dass diese Innovationen, welche zu sinkenden Kosten, steigender 
Qualität und Ausweitung des Dienstespektrums führten, durch den Abbau der 
gesetzlichen Marktzutrittsschranken zugänglich wurden. Für die Regulierungs-
behörde, zu deren Adressaten diese Gruppen gehörten, gewann somit das Inno-
vationsziel an Bedeutung. Aus der Sicht der alten Regulierungsumsetzung trat 
dieses Innovationsziel allerdings in Konflikt mit dem Universaldienstziel, da das 
Universaldienstziel ja mit den anderen Bestandteilen verbunden umgesetzt und 
seine Gewährleistung damit an das Bestehen der Marktzutrittsschranken ge-
knüpft war (vgl. Knieps 1985, S. 88ff). Dies ist die sog. ‚Rosinenpickerproble-
matik‘. Denn neu in den Markt eintretende Unternehmen könnten günstigere 
Tarife als das zum Universaldienstziel verpflichtete Unternehmen in solchen 
Bereichen anbieten, in denen das eingesessene Unternehmen Gewinne für die 
Finanzierung des Universaldienstes generiert. Die Konsumenten würden zu den 
billigeren Neuanbietern wechseln und das eingesessene Unternehmen könnte 
keine Subventionsmasse mehr erwirtschaften, um seine Universaldienstauflage 
zu erfüllen (vgl. Blankart und Knieps 1989b, S. 160; Blankart und Knieps 1994,  



 18

S. 242; Knieps 1988, S. 182ff). Somit musste eine Lösung gefunden werden, 
wie das Universaldienstziel und das Innovationsziel erfüllt werden konnten.  
 

Die regulatorische Reaktion auf diese Herausforderung war das Arrangement 
der partiellen Marktöffnung. Hierbei wurde der Sektor gespalten. Der größte 
Teil des Sektors blieb als ‚reservierter Bereich‘ weiterhin so reguliert wie vorher 
und nur in innovativen Teilbereichen wurde der Markt geöffnet (vgl. Blankart 
und Knieps 1994, S. 242ff). Dies war möglich ohne gesetzliche Änderungen, 
dass heißt der alte gesetzliche Regulierungsrahmen, bei dem gesetzliche Markt-
zutrittsschranken implementiert werden konnten und bei dem die Universal-
dienstauflage idiosynkratisch verfasst war, blieb unverändert. Auch das alte Re-
gulierungsmandat blieb unverändert. Nur die Regulierungsumsetzung änderte 
sich. Zwar blieb sie innerhalb des reservierten Bereichs nach wie vor erhalten, 
indem die einzelnen Bestandteile weiterhin miteinander verflochten geregelt wa-
ren. Es gab nun aber auch einen für Wettbewerber geöffneten Bereich. 
 

Die Grenzen des reservierten Bereichs wurden im Laufe der partiellen Markt-
öffnung als Antwort auf die Dynamik des Marktzutritts allerdings immer weiter 
verschoben. Denn Unternehmen, die in einem Teilbereich zugelassen worden 
waren, waren auf dieser Basis auch in Lage, Dienste anzubieten, die im reser-
vierten Bereich lagen. Dies erforderte immer wieder die Auseinandersetzung der 
zuständigen Regulierungsbehörde mit der Grenzziehung zwischen dem vor 
Marktzutritt geschützten Bereich und den Bereichen, die für Wettbewerb geöff-
net waren.28 Die Regulierungsbehörden wählten die Grenze in dieser Phase aber 
immer so, dass das alte System der internen Subventionierung erhalten bleiben 
konnte. So geriet die alte Regulierungsumsetzung innerhalb des reservierten Be-
reiches zunächst nicht unter Druck. Letztendlich erwies sich das Konzept der 
reservierten Bereiche allerdings als instabil, da es unmöglich wurde, eine klare 
Grenze zu ziehen zwischen geschützten Monopolbereichen und Bereichen, in 
denen Marktzutritt erlaubt war, da die Wettbewerber auf der Basis ihrer Infra-
struktur auch Dienste, die weiterhin zum reservierten Bereich gehörten, imitie-
ren konnten (vgl. Blankart und Knieps 1994, S. 243; Knieps 1988, S. 179ff). 
                                                 

28  Diese Dynamik lässt sich insbesondere für die Entwicklung des Telekommunikati-
onssektors in den USA in dieser Zeit verfolgen (s. beispielsweise Brock 1981; Brock 
2002, S. 54ff und Knieps 1985, S. 100ff). 
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Der Konflikt zwischen Universaldienst und Marktzutritt innovativer Unterneh-
men lag in der alten Regulierungsumsetzung begründet, die auf dem Schutz 
durch gesetzliche Marktzutrittsschranken basierte, die durch den gesetzlichen 
Regulierungsrahmen ermöglich wurden. Dieses Arrangement erwies sich als 
erstaunlich stabil. Hierbei kommt erstens der Sicherung des Universaldienstes 
eine wichtige Rolle zu, denn es wurde gezeigt, dass der Universaldienst ein 
wichtiger Faktor ist, um den unterschiedlichen Beginn und Verlauf der Phase 
der partiellen Marktöffnung in verschiedenen Ländern zu erklären. Zweitens 
erwies sich die Ausgestaltung der Universaldienstregulierung im alten Regulie-
rungsprozess als instrumentalisierbar für Monopolinteressen. Beides wird im 
Folgenden ausgeführt. 
 
Wegen der alten Regulierungsumsetzung, die das Universaldienstziel und das 
Innovationsziel in Konflikt brachte, kam es zu einem Interessenkonflikt zwi-
schen den Konsumentengruppen, die von dem System der internen Subventio-
nierung begünstigt wurden, und den Konsumentengruppen, die von der Aus-
schöpfung dynamischer Effizienz begünstigt wurden. Ein Interesse an der 
Marktöffnung in den innovativen Bereichen hatten die Konsumentengruppen, 
die mehr von der Abschöpfung dieses Innovationspotentials profitierten als von 
der internen Subventionierung. Dies waren insbesondere Geschäftskunden und 
Konsumentengruppen, die hauptsächlich den Telekommunikationsfernverkehr 
in Anspruch nahmen. Ein Interesse am Erhalt der internen Subventionierung 
hatten die Konsumentengruppen, die von der internen Subventionierung mehr 
profitierten als vom Abschöpfen des Innovationspotentials. Dies waren Nutzer 
hauptsächlich lokaler Telefonie und solche, die in dünn besiedelten Gebieten 
lebten. Ausgehend davon kann das unterschiedliche Fortschreiten der Phase der 
partiellen Marktöffnung mithilfe der von Knieps (1985) formulierten Föderalis-
mushypothese durch die unterschiedliche institutionelle Struktur der Regulie-
rungsbehörden in den verschiedenen betrachteten Ländern erklärt werden. Die 
partielle Marktöffnung in den USA begann deutlich früher als in Deutschland 
und die umfassende Marktöffnung in der zwischenstaatlichen Telekommunika-
tion war dort früher erreicht als die umfassende Marktöffnung im innerstaatli-
chen Telekommunikationsbereich sowie im Telekommunikationsbereich gene-
rell in Deutschland. Die Entwicklung der Marktöffnung im innerstaatlichen  
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Bereich in den USA lässt sich hingegen mit der Entwicklung in Deutschland 
vergleichen. Die Föderalismushypothese erklärt diesen Unterschied damit, dass 
es in den USA eine institutionelle Trennung in eine Regulierungsbehörde für 
innerstaatliche Regulierung und eine Regulierungsbehörde für zwischenstaatli-
che Regulierung sowie das Verfassungsprinzip der ‚Federal Preemption‘ gab, in 
Deutschland und im innerstaatlichen Bereich in den USA hingegen gab es keine 
Aufspaltung der Regulierungskompetenz. Folglich musste der Interessenkonflikt 
zwischen Konsumenten, die durch Marktöffnung in innovativen Bereichen  
begünstigt wurden, und Konsumenten, die durch das alte System der internen 
Subventionierung begünstigt wurden, dort innerhalb derselben Instanz gelöst 
werden. In den USA spielten für die zwischenstaatlich verantwortliche Regulie-
rungsbehörde, die FCC, hingegen nur die Interessen der Konsumenten eine Rol-
le, die durch die Marktöffnung in diesem Bereich begünstigt waren. So konnte 
die FCC deren Interesse mithilfe des konstitutionellen Prinzips der ‚Federal 
Preemption‘ gegen die innerstaatlich zuständige Regulierungsbehörde durchset-
zen, für die sowohl die Interessen der Konsumenten eine Rolle spielten, die 
durch das alte System der internen Subventionierung begünstigt waren, als auch 
die Interessen der Konsumenten, die von dem Innovationspotential profitierten. 
So kann erklärt werden, warum die Phase der partiellen Marktöffnung in 
Deutschland und in den einzelnen Bundesstaaten in den USA erst später begann. 
Hierbei wurde zunächst noch der direkte Interessenkonflikt mithilfe des Kon-
strukts der reservierten Bereiche umgangen. Ab einem Punkt zeigte sich aller-
dings, dass die Grenzen des reservierten Bereichs nicht stabil zu halten waren. 
Ab diesem Zeitpunkt gerieten das Innovationsziel und das Universaldienstziel in 
direkten Konflikt miteinander. Die Tatsache, dass die umfassende Marktöff-
nung, die diesen Konflikt zugunsten des Innovationsziels entschied, im zwi-
schenstaatlichen Bereich in den USA früher statt fand als im innerstaatlichen 
Bereich sowie als in Deutschland, kann wiederum durch die Föderalismushypo-
these erklärt werden (Knieps 1985, S.88ff).29 Die institutionelle Konstellation in 

                                                 
29  Die Föderalismushypothese wurde von Knieps 1985 ausgearbeitet. Er stellt auch  

alternative Erklärungsansätze für den Verlauf der Deregulierung in der BRD und den 
USA vor, wie die Tatsache, dass die Regulierungs- und die Netzbetreiberfunktion in 
den USA getrennt waren, in der BRD aber verknüpft, sowie die Rolle des allgemei-
nen Wettbewerbsrechts und die Rolle der Parlamente. Diese Ansätze können den  
unterschiedlichen Verlauf des Deregulierungsprozesses allerdings nicht umfassend 
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Deutschland änderte sich allerdings ab Mitte der 1980er Jahre, als die Europäi-
sche Kommission für die bundesrepublikanischen Reformschritte prägend wur-
de. Diese Erklärung des Reformverlaufs unterstreicht die wichtige Rolle des U-
niversaldienstes für den Reformverlauf. 
 
Zudem war die Gewährleistung des Universaldienstziels in der alten Regulie-
rungsumsetzung instrumentalisierbar für Monopolinteressen. Denn das durch 
Marktzutritt in seinen Interessen bedrohte Monopolunternehmen postulierte auf 
der Basis der alten Regulierungsumsetzung die unauflösliche Verbindung des 
Universaldienstziels mit dem Schutz vor Marktzutritt. So schuf es ein vermeint-
liches gemeinsames Interesse zwischen den Gruppen, die von der Marktform 
des geschützten Monopols begünstigt wurden, und denen, die durch die Univer-
saldienstregulierung begünstigt wurden. Diese ‚stille Koalition‘ hemmte lange 
Zeit eine umfassende Reform des Telekommunikationssektors, weil sie Wett-
bewerb nur unter Beibehaltung des Universaldienstes ermöglich wollte (vgl. 
Blankart, Knieps 1989a, S. 587ff). 
 
Zusammenfassend zeigt die Phase der partiellen Marktöffnung die Stabilität der 
alten Regulierungsumsetzung. Hierbei kommt dem Universaldienst große Be-
deutung zu, denn der stockende Reformverlauf ist in großen Teilen dadurch er-
klärbar, dass das Universaldienstziel in der alten Regulierungsumsetzung in 
Konflikt mit dem Innovationsziel war. Außerdem wurde die Suche nach einer 
Lösung dieses Konflikts sicher durch die innerhalb der alten Regulierungsum-
setzung mögliche Instrumentalisierbarkeit des Universaldienstziels für Mono-

                                                                                                                                                         
erklären (Knieps 1985, S. 92ff). Die Föderalismus-Hypothese grenzt sich außerdem 
von der sog. Capture-Theorie ab, bei der das Verhalten der Regulierungsbehörde als 
von den Interessen der zu regulierenden Unternehmen beherrscht interpretiert wird. 
Im Gegensatz dazu geht die Föderalismus-Hypothese davon aus, dass prinzipiell alle 
Interessengruppen Einfluss auf den Regulierer nehmen können (Knieps 1985,  
S. 80ff). In dem vorliegenden Fall wird der Fokus auf divergierende Interessen ver-
schiedener Konsumentengruppen gerichtet. Das bedeutet aber nicht, dass die Ein-
flussnahme durch andere Interessengruppen als irrelevant angesehen wird. Vielmehr 
wird dieser Schwerpunkt gesetzt, da nur die Spaltung der Einflussnahme dieser 
Gruppen auf verschiedene Regulierungsbehörden den unterschiedlichen Reformver-
lauf im zwischenstaatlichen Telekommunikationssektor in den USA einerseits und 
dem innerstaatlichen Telekommunikationssektor in den USA sowie in Deutschland 
andererseits erklären kann. 
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polinteressen verlangsamt. Für den Universaldienst im partiell geöffneten Sektor 
lässt sich festhalten, dass er nach wie vor idiosynkratisch verfasst und mit den 
anderen Bestandteilen verbunden geregelt war, auch wenn sich diese alte Regu-
lierungsumsetzung jetzt nur noch auf einen kleineren reservierten Bereich bezog 
als in der Phase des umfassend vor Wettbewerb geschützten Monopols. Die  
Änderung des Regulierungsprozesses im Vergleich zur Phase des umfassend 
geschützten Monopols betraf also mit Blick auf den gesamten Sektor – den re-
servierten Bereich sowie den für Wettbewerb geöffneten Bereich – die Regulie-
rungsumsetzung, im reservierten Bereich blieb aber die alte Regulierungsumset-
zung erhalten. Diese Änderung fand statt innerhalb des alten Handlungsspiel-
raums, der durch den unveränderten gesetzlichen Regulierungsrahmen und das 
unveränderte gesetzliche Regulierungsmandat gegeben war.  
 
 
5.  Der neue Regulierungsrahmen und die Universaldienstregulierung im  
  umfassend geöffneten Telekommunikationssektor 
 
Als freier Marktzutritt als explizites Element in die Regulierungsgesetze aufge-
nommen wurde, war die alte Regulierungsumsetzung in ihrer ‚Bündellösung‘ 
nicht mehr möglich, da gesetzliche Marktzutrittsschranken nicht mehr erlaubt 
waren und der Universaldienst damit nicht mehr über interne Subventionierung 
finanzierbar war. Daher musste für die Gewährleistung des Universaldienstes 
ein marktzutrittskompatibler Mechanismus gefunden werden.30 Dadurch dass 
der gesetzliche Regulierungsrahmen in Bezug auf gesetzliche Marktzutritts-
schranken enger wurde, muss sich nun also auch die Regulierungsumsetzung 
ändern. Diese Veränderung betrifft alle Bereiche der Regulierungsumsetzung, 
die Marktmachtregulierung, die Universaldienstregulierung und die technische 
Regulierung, der vorliegende Artikel fokussiert aber nur auf den Bereich der 
Universaldienstregulierung. Folglich muss nun auch das gesetzliche Regulie-
rungsmandat notwendigerweise im Vergleich zu vorher enger werden. Im Fol-
genden werden zunächst mögliche Reformvorschläge für die Regulierungsum-
setzung der Universaldienstregulierung betrachtet und die Regulierungsgesetze 
                                                 

30  Die Reform war nur bei Erhalt der Universaldienstgewährleistung politisch möglich 
(vgl. Blankart 2003, S. 14). 
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auf europäischer und deutscher Ebene werden vorgestellt.31 Darauf aufbauend 
wird im nächsten Abschnitt ein Reformvorschlag bezüglich aller Komponenten 
des Regulierungsprozesses im umfassend geöffneten Sektor hergeleitet. Auf die-
ser Basis werden dann die bestehenden Regelungen bewertet. 
 
Die Vorschläge für solche Mechanismen zur Bereitstellung und Finanzierung 
des Universaldienstes lassen sich grob einteilen in solche, die die Universal-
dienstauflage weiterhin beim ehemaligen Monopolisten belassen, und solche, 
die ihn dieser Auflage entledigen. Wenn die Auflage beim ehemaligen Monopo-
listen verbleibt, dann muss dieser statt der vormaligen internen Subventionie-
rung von den neuen Wettbewerbern entweder durch eine Netzzugangsgebühr 
oder aus einem Fonds für die Universaldienstkosten kompensiert werden oder 
von staatlicher Seite aus dem allgemeinen Staatshaushalt. Die Berechnung der 
Kosten erfolgt jeweils von Seiten der Regulierungsbehörde (Wissenschaftliches 
Institut für Kommunikationsdienste 1997; vgl. bspw. Gabrisch 1996, S. 132ff;). 
Wird der ehemalige Monopolist von der Auflage befreit, müssen wiederum alle 
Unternehmen im Sektor einen Beitrag zu der Subvention erbringen oder sie 
kann über den allgemeinen Staatshaushalt gezahlt werden. Diese kann entweder 
einem Unternehmen, das sich hierfür bewirbt, zugeteilt werden, wobei die Kos-
ten bzw. die Höhe der Subvention durch den Regulierer ermittelt werden (vgl. 
bspw. Sorana 2000); oder sowohl der Universaldienstanbieter als auch die Höhe 
der Subvention werden in einem Ausschreibungsverfahren ermittelt. Dies ist der 
klassische Universaldienstfonds (Blankart, Knieps 1989b, vgl. bspw. Sorana 
2000).  
 
Der klare Vorteil des Universaldienstfonds im Vergleich zu allen anderen Me-
chanismen liegt darin, dass durch den Wettbewerb um die Subvention auch 
Wettbewerb im defizitären Bereich vorliegt. So kann der geringst nötige Sub-
ventionsbedarf ermittelt werden, was bei einer Kostenberechnung durch den Re-
gulierer wegen der auftretenden Informationsprobleme nicht gewährleistet ist 
(vgl. Blankart und Knieps 1989a, S. 593f; Blankart und Knieps 1996a, S. 494f; 
Blankart und Knieps 1996b). Da die Universaldienstauflage versteigert wird und 
                                                 

31  Reformvorschläge für den Bereich der Marktmachtregulierung finden sich bspw. bei 
Knieps 2005. 
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nicht einem Unternehmen zugeteilt, wird außerdem verhindert, dass ein Unter-
nehmen asymmetrisch privilegiert oder benachteiligt wird.  
 
Der Universaldienst wurde seit der umfassenden Marktöffnung sowohl auf eu-
ropäischer32 als auch auf deutscher Ebene in seinem Umfang definiert. Außer-
dem wurde der Mechanismus des Universaldienstfonds aufgenommen. Auf Eu-
ropäischer Ebene sind allerdings auch andere Mechanismen erlaubt. Die diesbe-
züglichen Regelungen werden im Folgenden skizziert. 
 
Auf europäischer Ebene erfolgte der letzte Schritt zur umfassenden Marktöff-
nung 1996 mit der Full Competition-Richtlinie33 der Kommission, die abgese-
hen von einigen Ausnahmen von den Nationalstaaten bis zum 1. Januar 1998 
umgesetzt werden sollte (vgl. bspw. Hart 1999, S. 63ff). Im umfassend geöffne-
ten Markt kommt der Europäischen Kommission hohe Regulierungskompetenz 
zu.34 Mitte 2000 stellte die Europäische Kommission das 1999 Review Package 
für den Regelrahmen auf dem europäischen Telekommunikationssektor vor, das 
fünf Vorschläge für Richtlinien des Parlamentes und des Rates und einen Vor-
schlag für eine Verordnung beinhaltete. Einer dieser Vorschläge für Richtlinien 
betraf die Universaldienstregulierung. Neben der Universaldienstrichtlinie35  
gingen aus dem Paket die ONP Framework Directive36, die Access and Inter-
connection Directive37, die Licensing Directive38 und die Personal Data/ Protec-

                                                 
32  Im Folgenden wird auch die europäische Universaldienstregulierung dargestellt, da 

sich im umfassend geöffneten Sektor die nationale deutsche Telekommunikationspo-
litik nicht mehr unabhängig von den europäischen Vorgaben betrachten lässt. 

33  Richtlinie 96/19/EG vom 22. März 1996 
34  Vgl. hierzu kritisch aus der Sicht der Marktmachtregulierung Knieps 2005. 
35  Directive 2002/22/EC of the European Parliament and of the Council of 7 March 

2002 on universal service and users‘ rights relating to electronic communications 
networks and services (Universal Service Directive), OJ L108/51, 24.4.2002. 

36  Directive 2002/21/EC of the European Parliament and of the Council of 7 March 
2002 on a common regulatory framework for electronic communications networks 
and services (Framework Directive), OJ L108/33, 24. 4. 2002. 

37  Directive 2002/19/EC of the European Parliament and of the Council on access to, 
and interconnection of, electronic communications networks and associated facilities 
(Access Directive), OJ L108/7, 24.4. 2002. 
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tion of Privacy Directive39 hervor, die alle im Juli 2003 in Kraft traten. Der Vor-
schlag für die Regulierung des entbündelten Netzzuganges zum local loop40 trat 
im Januar 2001 in Kraft (vgl. Knieps 2005, S. 76). 
 
In der Universaldienstrichtlinie (UDRL) ist der Umfang des Universaldienstes 
festgelegt, als „Anschluss an das öffentliche Telefonnetz an einem festen Stand-
ort zu einem erschwinglichen Preis“ (UDRL, Einleitung, Abs. 8). Die Anforde-
rung ist begrenzt auf einen einzelnen schmalbandigen Netzanschluss. Dieser soll 
Sprach- und Datenkommunikation mit Übertragungsraten ermöglichen, die für 
den Zugang zum Internet geeignet sind. Eine genaue Übertragungsrate wird al-
lerdings nicht festgelegt. Der Anschluss erstreckt sich ausdrücklich nicht auf das 
dienstintegrierende digitale Netz (ISDN), das zwei oder mehr gleichzeitig be-
nutzbare Anschlüsse bereitstellt (UDRL, Einleitung, Abs. 8). Der Anschluss 
kann mit leitungsgebundener oder drahtloser Technologie erfolgen (Einleitung, 
Abs. 8 und Art. 4, Abs. 2). Der Preis soll von den jeweiligen Mitgliedsstaaten 
unter Berücksichtigung der landesspezifischen Gegebenheiten festgelegt werden 
(Einleitung, Abs. 10).41 Die Benennung des Unternehmens, das den Universal-
dienst erbringt, soll „unter Anwendung eines effizienten, objektiven, transparen-
ten und nichtdiskriminierenden Benennungsverfahrens“ (Art. 8, Abs. 2) erfol-
gen. Die Kosten können entweder von der Regulierungsbehörde berechnet wer-
den, oder es können die Kosten herangezogen werden, die im Benennungsver-

                                                                                                                                                         
38 Directive 2002/20/EC of the European Parliament and of the Council of 7 March 

2002 on the authorisation of electronic communications networks and services  
(Authorisation Directive), OJ L108/21, 24.4.2002. 

39  Directive 2002/58/EC of the European Parliament and of the Council of 12 July 2002 
concerning the processing of personal data and the protection of privacy in the elec-
tronic communications sector (Directive on privacy and electronic communications), 
OJ L 201/37, 31.7.2002. 

40  Regulation (EC) No 2887/2000 of the European Parliament and of the Council of 18 
December 2000 on unbundled access to the local loop, OJ L336/4, 30.12.2000. 

41  Darüber hinaus sind noch weitere Dienste in den Universaldienst aufgenommen: Ein 
Teilnehmerverzeichnis und ein Auskunftsdienst (UDRL, Einleitung, Abs.11), eine 
ausreichende Zahl öffentlicher Münz- und Kartentelefone, und dass Notrufnummern 
von jedem Telefon aus ohne jegliches Zahlungsmittel kostenlos angerufen werden 
können (Einleitung, Abs.12). Außerdem sollen noch einzelne Bevölkerungsgruppen 
begünstigt werden, nämlich behinderte Nutzer und Nutzer mit besonderen sozialen 
Bedürfnissen (Einleitung, Abs.13). 
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fahren ermittelt wurden, also infolge eines Wettbewerbs um die Subvention 
(Art. 12, Abs. 1 a, b). Die Finanzierung kann entweder über das allgemeine 
Staatsbudget oder sektorintern erfolgen (Art. 13, Abs. 1 a, b). Periodisch erfolgt 
eine Überprüfung des Umfangs durch die Kommission, die auf dieser Basis 
Vorschläge zur Änderung für den Europäischen Rat und das Parlament entwi-
ckelt (Art. 15).42 
 
In Deutschland wurden im Zuge des Telekommunikationsgesetzes vom 
25.07.1996 alle Telekommunikationsleistungen umfassend für den Wettbewerb 
geöffnet. Die umfassende Marktöffnung wurde aber erst nach einer Übergangs-
frist am 1. Januar 1998 tatsächlich vollzogen. Die Regulierungskompetenz liegt 
heute bei einer unabhängigen Regulierungsbehörde, der Bundesnetzagentur. 
 
Vor der umfassenden gesetzlichen Marktöffnung wurde die Gewährleistung des 
Universaldienstes 1994 in das Grundgesetz aufgenommen:  

„Nach Maßgabe eines Bundesgesetzes, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, gewährleistet der Bund im Bereich des Postwesens 
und der Telekommunikation flächendeckend angemessene und ausrei-
chende Dienstleistungen.“ (GG Artikel 87 (1)) 

 
Näheres regeln die Art. 78-87 des Telekommunikationsgesetzes (TKG), in das 
seit seiner geänderten Fassung vom 22. Juni 2004 nun auch die spezifischeren 
Regelungen integriert sind, die bisher in der separaten Telekommunikations-
Universaldienstleistungsverordnung (TUDLV) festgelegt waren. Die Regelun-
gen setzen die Universaldienstrichtlinie der Europäischen Union in nationales 
Recht um. Universaldienstleistungen sind hier definiert als  

„ein Mindestangebot an Diensten für die Öffentlichkeit, für die eine 
bestimmte Qualität festgelegt ist und zu denen alle Endnutzer unab-
hängig von ihrem Wohn- oder Geschäftsort zu einem erschwinglichen 
Preis Zugang haben müssen und deren Erbringung für die Öffentlich-
keit als Grundversorgung unabdingbar geworden ist“ (TKG Art. 78 
Abs. 1).  

                                                 
42  Die letzte Überprüfung erfolgte 2006 hinsichtlich der Aufnahme eines Mobilfunkan-

schlusses und eines Breitbandanschlusses in den Universaldienst. Die Kommission 
sah bei beidem keine Notwendigkeit (Europäische Kommission 2006). 
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Konkret umfasst der Universaldienst momentan einen Anschluss an ein öffentli-
ches Telefonnetz an einem festen Standort und den Zugang zu Telefondiensten 
an einem festen Standort mit – soweit technisch möglich – den Dienstemerkma-
len Anklopfen, Anrufweiterschaltung und Rückfrage/Makeln (TKG Art 78,  
Abs. 2 Nr. 2). Der Preis soll den realen Preis der Telefondienstleistungen nicht 
übersteigen, die von einem Privathaushalt außerhalb von Städten mit mehr als 
100.000 Einwohnern zum Zeitpunkt der umfassenden Marktöffnung durch-
schnittlich nachgefragt wurden. Dabei werden außerdem die veränderten Leis-
tungsqualitäten und die bis zum 31. Dezember des jeweiligen Vor-Vorjahres 
festgestellte Produktivitätsfortschrittsrate berücksichtigt (Art. 79, Abs. 1).43 Zur 
Ermittlung des Unternehmens, das den Universaldienst bereitstellt, gibt es ein 
Ausschreibungsverfahren (Art. 81, Abs. 3), wodurch auch die Kosten des Uni-
versaldienstes, also die Höhe der Subvention, ermittelt werden (Art. 82, Abs. 1). 
Die Finanzierung erfolgt sektorintern44 mithilfe einer Marktzutrittssteuer (Art. 
80 und 83). Für Änderungen bezüglich des Umfanges muss das Gesetz geändert 
werden. 
 
Es lässt sich also festhalten, dass durch die gesetzlich verankerte umfassende 
Marktöffnung die Notwendigkeit entstand, den gesetzlichen Regulierungsrah-
men, das gesetzliche Regulierungsmandat und die Regulierungsumsetzung zu 
verändern. Die Regulierungsgesetze, die als Antwort darauf verändert wurden, 
sollen im Folgenden für den Bereich der Universaldienstregulierung beurteilt 
werden.  
 
                                                 

43  Darüber hinaus sind noch weitere Dienste in den Universaldienst aufgenommen, wie 
ein Teilnehmerverzeichnis, ein Auskunftsdienst (auch für Nutzer öffentlicher Münz- 
und Kartentelefone) und die flächendeckende Bereitstellung von öffentlichen Münz- 
oder Kartentelefonen an allgemeinen und jederzeit für jedermann zugänglichen 
Standorten entsprechend dem allgemeinen Bedarf. Auch für diese Dienste sind  
Regeln für die Tarife festgelegt. Außerdem muss die Möglichkeit bestehen, von allen 
öffentlichen Münz- oder Kartentelefonen unentgeltlich und ohne Verwendung eines 
Zahlungsmittels Notrufe durchzuführen (Art. 78 Abs. 2 Nr. 2-5; Art. 79 Abs. 2). 

44  „(…) ist jeder Anbieter, der auf dem jeweiligen sachlich relevanten Markt tätig ist 
und einen Anteil von mindestens 4 Prozent des Gesamtumsatzes dieses Marktes im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes auf sich vereint oder auf dem räumlich relevanten 
Markt über eine beträchtliche Marktmacht verfügt, verpflichtet, dazu beizutragen, 
dass der Universaldienst erbracht werden kann.“ (Art. 80) 
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6.  Universaldienstregulierung heute: Herausforderungen, Chancen  
und Risiken 

 
Als Ausgangspunkt für eine Beurteilung der Universaldienstregulierung heute 
lässt sich also festhalten: Die Universaldienstregulierung repräsentiert eine lange 
Tradition des staatlichen Eingriffs bezüglich der Ausdehnung des Netzes und 
der Preisstruktur im Telekommunikationssektor. Sie war ein wichtiger Bestand-
teil im alten Regulierungsprozess und ein bedeutsames Element in der Geschich-
te der Reform des Telekommunikationssektors. In der alten Regulierungsumset-
zung war der Universaldienst mit den anderen Bestandteilen verbunden gesi-
chert, und im gesetzlichen Regulierungsrahmen war er idiosynkratisch geregelt, 
d.h. der Umfang war nicht gesetzlich explizit bestimmt. Dem Regulierer kam 
hierbei großer Freiraum zu, was auch die Möglichkeit zum Missbrauch der Frei-
heit nach sich zog. Es gab außerdem in der alten Regulierungsumsetzung keine 
Disziplinierung bezüglich der Höhe des Subventionsbedarfs, und der Universal-
dienst konnte von Seiten des vormaligen Monopolunternehmens für dessen Inte-
ressen politisch instrumentalisiert werden. 
 
Diese alte ‚Bündellösung‘ musste ‚aufgeschnürt‘ werden, als freier Marktzutritt 
in die Regulierungsgesetze aufgenommen wurde. Die Regulierungsgesetze wur-
den enger, denn gesetzliche Marktzutrittsschranken waren im gesetzlichen Re-
gulierungsrahmen nicht mehr zugelassen. Somit wurden auch neue Regelungen 
für den Universaldienst nötig. Im Folgenden werden vor diesem veränderten 
Hintergrund die wirtschaftspolitischen Empfehlungen für die Ausgestaltung des 
gesetzlichen Regulierungsrahmens, des gesetzlichen Regulierungsmandates und 
der Regulierungsumsetzung in Bezug auf die Universaldienstregulierung herge-
leitet und in den Kontext der Geschichte gestellt. So werden schließlich die vor-
handenen Regulierungsgesetze in der Europäischen Union und in Deutschland 
evaluiert. 
 
Die ökonomische Empfehlung für die Umsetzung der Universaldienstregulie-
rung im umfassend geöffneten Markt ist die Festlegung auf den Mechanismus 
des Universaldienstfonds. Denn wie gezeigt wurde, wird im Vergleich zu ande-
ren marktzutrittskompatiblen Mechanismen im Zuge dieses Mechanismus ers-
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tens der minimale Subventionsbedarf ermittelt und Phasing-Out Potentiale wer-
den voll ausgeschöpft. Zweitens wird die Universaldienstauflage symmetrisch 
vergeben, da sie nicht automatisch einem Unternehmen auferlegt wird. Somit 
wird kein Unternehmen privilegiert oder benachteiligt, und kein Unternehmen 
hat dadurch ein politisches Drohpotential. Der Universaldienstfonds sollte daher 
im gesetzlichen Regulierungsrahmen festgeschrieben werden. Diese Empfeh-
lung wird näher begründet, wenn auf das Regulierungsmandat eingegangen 
wird. Die Empfehlung wurde im deutschen gesetzlichen Regulierungsrahmen 
gut umgesetzt, auf europäischer Ebene wäre eine klarere Festlegung wün-
schenswert.  
 
Bezüglich des Umfanges ist keine ökonomische Empfehlung möglich, da dies 
eine politische Entscheidung über das gesellschaftlich erwünschte Ausmaß an 
Umverteilung darstellt. Allerdings lässt sich bezüglich der Definition des Um-
fanges eine neue Herausforderung im Zuge des Universaldienstfonds ausma-
chen. Denn man muss den Universaldienst explizit definieren, um ihn auf dieser 
Basis ausschreiben zu können.45 Dies stellt einen großen Unterschied zu der 
vormaligen idiosynkratischen Regelung dar. Diese Herausforderung wird noch 
größer durch die technologische Dynamik seit der Marktöffnung, da man die 
Ausschreibung technologieneutral gestalten muss und sich Fragen der Verände-
rung des Umfangs immer wieder neu stellen. Dies kann einerseits die Auswei-
tung des Umfangs als Antwort auf technologischen Fortschritt betreffen, wie 
z.B. die Frage, ob Mobilfunkanschlüsse oder Breitbandanschlüsse in den Uni-
versaldienst aufgenommen werden sollten. Es kann andererseits aber auch die 
Einschränkung des Umfangs als Antwort auf technologischen Fortschritt betref-
                                                 

45  Hierbei ist jedoch der Grad der Festlegung und folglich der unternehmerische  
Freiheitsgrad während der Laufzeit des der Ausschreibung folgenden Vertrages vari-
ierbar, wie in der Debatte um ‚funktionale‘ und ‚konstruktive‘ Ausschreibungen 
deutlich wird. Bei konstruktiven Ausschreibungen sind die Anforderungen detailliert 
beschrieben, während dies bei funktionalen Ausschreibungen abstrakter gehalten ist 
und z.B. nur Mindestanforderungen festgelegt werden. So verbleiben bei der funkti-
onalen Ausschreibung mehr Freiheitsgrade beim Unternehmen (vgl. Knieps 2006). 
Außerdem sind verschiedene Varianten der Risikoaufteilung denkbar. Bei sog. Brut-
toverträgen trägt der Aufgabenträger, in diesem Fall also der Staat, das Einnahmenri-
siko, d.h. er deckt die Differenz, wenn die vorher vereinbarten Einnahmen nicht  
erzielt werden. Das Unternehmen trägt das Kostenrisiko. Bei sog. Nettoverträgen 
trägt hingegen das Unternehmen beide Risiken. 
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fen, wenn ein Dienst, der bisher zum Universaldienst gehörte, technologisch 
nicht mehr relevant ist. Es ist möglich, dass dies irgendwann für Schmalbandan-
schlüsse zutrifft. Auch der Umfang sollte im gesetzlichen Regulierungsrahmen 
festgelegt werden, um sicher zu gehen, dass bei seiner Festlegung nicht der Wil-
le der Regulierungsbehörde der determinierende Faktor ist. Auch dies wird wei-
ter unten mit Blick auf das Regulierungsmandat näher erklärt. Der Herausforde-
rung der Definition des Umfangs hat man sich sowohl auf europäischer Ebene 
als auch auf deutscher Ebene gestellt, indem man den Umfang in einer europäi-
schen Verordnung bzw. im nationalen Recht definiert hat. Diese Herausforde-
rung stellt auch die große neue Chance dar. Denn erstmalig können nun alle nö-
tigen Informationen generiert werden, um wirklich eine informierte Entschei-
dung bezüglich des gesellschaftlich erwünschten Umfangs treffen zu können.46 
Erstmalig sind durch die notwendige klare Definition des Umfanges die Nutz-
nießer transparent, und erstmalig können durch den Mechanismus des Univer-
saldienstfonds die minimalen Kosten des Universaldienstes ermittelt werden.  
 
Im Zuge der ökonomische Empfehlung zur der Gestaltung des Regulierungs-
mandates kann man ebenfalls eine große Chance, aber auch ein großes Risiko 
für die Universaldienstregulierung heute ausmachen.47 Bisher war das Regulie-
rungsmandat für die Universaldienstregulierung aufgrund der idiosynkratischen 
Ausgestaltung sehr weit. Aus der positiven Theorie der Regulierung ist bekannt, 
dass die Regulierungsbehörden in ihren Entscheidungen entweder von Interes-
sengruppen (Unternehmen oder Konsumenten) beeinflusst sein können oder von 
eigenen Interessen, wie der Maximierung des eigenen Budgets.48 Daher ist es 
zweckmäßig, das Regulierungsmandat so eng wie möglich zu fassen, wobei aber 
ein gewisser Spielraum für die Regulierungsbehörde beispielsweise aufgrund 
ihrer detaillierten Branchenkenntnis erwünscht sein kann (vgl. Knieps 2007,  
                                                 

46  Überlegungen zu der Frage, wie der politische Prozess umgestaltet werden müsste, 
um zu garantieren, dass die politische Entscheidung den gesellschaftlichen Wunsch 
repräsentiert, würden den Rahmen dieses Artikels sprengen; vgl. hierzu aber bspw. 
Blankart 2003. 

47  Für Empfehlungen bezüglich des Regulierungsmandates im umfassend geöffneten 
Sektor in Bezug auf die Marktmachtregulierung s. Knieps 2007, S. 181ff und Knieps 
2005. 

48  Vgl. hierzu bspw. Knieps 2007, S. 181ff. 
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S. 181ff). Folglich sollte man bezüglich der Universaldienstregulierung das Re-
gulierungsmandat so ausgestalten, dass der Universaldienstfonds als Mechanis-
mus dem Regulierer für die Regulierungsumsetzung vorgeschrieben ist.49 Sonst 
kann der Mechanismus in der Regulierungsumsetzung missbraucht werden, um 
Unternehmen zu bevorzugen oder zu benachteiligen, wenn die Auflage vom  
Regulierer auferlegt wird und die Kompensation durch Kostenberechnungsver-
fahren ermittelt wird. Außerdem könnte der Mechanismus dazu missbraucht 
werden, der Regulierungsbehörde mehr Aufgaben zu geben, indem Kostenbe-
rechnungsverfahren gewählt werden oder indem Phasing-Out Potentiale nicht 
genutzt werden. In den deutschen Regulierungsgesetzen ist das Regulierungs-
mandat in dieser Hinsicht gut eingeschränkt worden, auf europäischer Ebene ist 
das nicht so eindeutig. 
 
Außerdem sollte der Umfang dem Regulierer vorgeschrieben werden, denn die 
Regulierungsbehörde kann einen Anreiz haben, den Umfang auszudehnen, um 
eigene Kompetenzen auszuweiten oder bestimmte Gruppen zu begünstigen. Be-
züglich des Grades der Festlegung des Umfanges bei der Ausschreibung kann 
allerdings das Zulassen gewisser Spielräume für die Regulierungsbehörde denk-
bar und erwünscht sein. So verbleiben bspw. bei ‚funktionalen‘ Ausschreibun-
gen nicht nur mehr Freiheitsgrade beim Unternehmen (vgl. Knieps 2006), son-
dern auch bei der Regulierungsbehörde, die die verschiedenen Angebote bewer-
ten muss, um zwischen ihnen auszuwählen. Bei ‚konstruktiven‘ Ausschreibun-
gen verbleiben für die Wahl viel weniger Freiheitsgrade.50 Zudem sollten die 
Regeln zur Änderung des Umfangs klar vorgegeben werden, um neue Dienste 
als Universaldienst aufnehmen zu können oder um entscheiden zu können, ob 
ein Dienst im Rahmen des Universaldienstes noch als relevant angesehen wird, 
aber diese Entscheidung nicht bei der Regulierungsbehörde zu lassen.51 Beides 

                                                 
49  Weiterer Baustein der Regulierungsumsetzung in Bezug auf den Universaldienst ist 

die Qualitätsregulierung des Universaldienstanbieters nach dem Ausschreibungs-
wettbewerb (vgl. Blankart und Knieps 1994, S. 247). 

50  Zu konstruktiven und funktionalen Ausschreibungen vgl. bspw. Knieps 2006, sowie 
FN 44. 

51  Beispiel für eine diesbezügliche Kompetenzstreitigkeit ist der Fall der amerikani-
schen Regulierungsbehörde FCC, die den Umfang des Universaldienst für bestimmte 
Gruppen, nämlich Schulen, Bibliotheken und Gesundheitsdienste, diskretionär  
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ist im deutschen Regulierungsgesetz gut geregelt. Auf Europäischer Ebene ist 
kritisch auf die hohe Kompetenz der Kommission hierbei hinzuweisen, die Vor-
schlagsrecht gegenüber dem Europäischen Rat und Parlament hat.  
 
Außerdem sollten die Grenzen zwischen Marktmachtregulierung und Universal-
dienstregulierung genau festgelegt werden.52 Denn einerseits sollte die Univer-
saldienstregulierung im Falle des Vorliegens von stabiler Marktmacht des in  
einem Gebiet etablierten Universaldienstanbieters mit einer Marktmachtregulie-
rung verbunden werden (vgl. Blankart und Knieps 1994, S. 246f). Andererseits 
sollten Marktmacht- und Universaldienstregulierung aber nicht missbräuchlich 
miteinander verbunden werden können, z.B. indem ein ohnehin marktmachtre-
guliertes Unternehmen auch noch Universaldienstverpflichtungen auferlegt be-
kommt, ohne dass ein Ausschreibungswettbewerb voranging, den es gewann. 
 
In Bezug auf das Regulierungsmandat ist somit heute die neue Chance, das bis-
her durch die alte Regelung zur Sicherung des Universaldienstes notwendiger-
weise sehr weite Regulierungsmandat einzuengen. Wenn man es nicht ausrei-
chend einengt, besteht allerdings weiterhin das Risiko des Missbrauchs des Uni-
versaldienstes für Partikularinteressen. Dieses wird durch den technologischen 
Fortschritt erhöht, da immer neue Dienste in den Universaldienst aufgenommen 
werden könnten. Die Tendenz zur Ausweitung des Universaldienstumfangs und 
damit zum ‚Phasing-In‘ des Universaldienstfonds könnte die ansonsten durch 
den technologischen Fortschritt zu erwartende Senkung der Universaldienstkos-
ten, also ein ‚Phasing-Out‘ des Universaldienstfonds, mindern oder gar in ihrer 
Wirkung übersteigen. 

                                                                                                                                                         
ausweitete. Hierfür wurde sie von Abgeordneten im Kongress kritisiert, da nur der 
Gesetzgeber die Kompetenz habe, den Umfang des Universaldienstes zu bestimmen 
(CC Docket No. 96-45, April 10, 1998, Congressional Intent Regarding Federal Uni-
versal Service Programs, Statement of Sen. Byron Dorgan, S. 134-155; vgl. Knieps 
2007, Kap. 7)  

52  Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass die Marktmachregulierung auf den 
Grundsätzen des disaggregierten Ansatzes zur Marktmachtregulierung beruht und 
hierfür ein geeignetes disaggregiertes Regulierungsmandat an die Regulierungsbe-
hörde ergeht (vgl. bspw. Knieps 2007, Kap. 8 und 9). 
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